
"Ein Kompromiss, der
keiner ist": Mit dem

Beschlussder
parlamentarischen

Ethikkommissionin Sachen
Sterbehilfegesetz hinkt
Luxemburg seinen

belgischen NachbarInnen
hinterher.

(sk)− Die Benelux−Staaten gel-
ten als fortschrittlichin Sachen
Sterbehilfe− bis auf Luxemburg.
Nachdem das niederländische
Parlament vor zwei Jahren ein
Gesetz beschloss, das aktive
Sterbehilfe erlaubt, folgte i m
vergangenen Jahr Belgien: Im
Nachbarland ist die Tötung auf
Verlangen für unheilbar kranke
Menschen seitdem straffrei. Al-
lerdings schreiben die beiden
Gesetz strenge Regeln vor und
wurdein Zusammenhang mit ei-
nem Gesetz zur verbesserten
Pflege todkranker PatientInnen
verabschiedet. In Luxemburg
wurde hingegen ein Gesetzvor-
schlag der beiden Chamber−Ab-
geordneten Jean Huss (Déi
Gréng) und Lydie Err (LSAP) ab-
gelehnt.
Für ein Gesetz zur aktiven

Sterbehilfe gebe es zurzeit keine
Mehrheit, erklärteJean−Paul Rip-
pinger(DP), Präsident der parla-
mentarischen Ethikkommission,
am Dienstag gegenüber der
woxx. Die Kommission hatte
sich wenige Stunden zuvor auf
einen"Kompromiss" (Rippinger)
geeinigt: Demnach soll die Pal-
liativmedizin ausgebaut werden,
passive Sterbehilfe leistende
Ärzte sollen straffrei bleiben
undein so genanntes Sterbe-
testament gesetzlich verankert
werden.
Für Jean Huss ist der besagte

Kompromiss gar kein Kompro-

miss. In Wahrheit hätten die
Liberalen ihrem großen Koali-
tionspartner CSV nachgegeben:
"Die Liberalen wollten schon,
durften aber nicht", sagte der
Grünen−Abgeordnete i m Ge-
spräch mit der woxx und füg-
te hinzu: "Solange die CSV an
der Regierung ist, gibt es keine
LösunginSachenaktiver Sterbe-
hilfe."

Thema nicht vomTisch
Ein Konsens herrscht nur in

der Palliativmedizin. Die De-
penalisierung der passiven Ster-
behilfe − die inoffiziell längst
praktiziert wird− und die Einfüh-
rung eines "Sterbetestaments"
sind zwar nach den Worten Rip-
pingers "ein wichtiger Schritt
nach vorn", i mVergleich zu den
liberalen Gesetzen in Belgien
und den Niederlanden bleibt Lu-
xemburg dabei jedoch auf hal-
bem Weg stehen. Begreift man
die aktive Sterbehilfe als eine
Etappe hin zu mehr Selbstbe-
sti mmung des Individuums − ei-
nemGrundprinzip des Liberalis-
mus, demdie DPalsliberale Par-
tei eigentlich verpflichtet sein
müsste−, kommt der so genann-
te Kompromiss durchseine kon-
servative Prägung eher einer
Niederlagegleich.
Die liberale Duftmarke, das

"Sterbetestament", in dem die
PatientInnen ihren Willen hin-
sichtlichihres Lebensendes aus-
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Irak: Grüne und Jacques Poosdrängen
auf diplomatische Lösung
Gegen das "Säbel gerassel i m Kampf um das schwarze
Gold" sprechen sich "Déi Gréng" i n ei ner Stell ungnah-
me aus. Während die UNO−Waffeni nspektoren i mIrak
bei i hrer Suche nach Massenvernichtungswaffen er-
folgl os geblieben si nd, laufen die Kriegsvorbereitungen
auf vollen Touren. Anders i m Fall Nordkorea: Obwohl
dieses Land sei n ziviles und militärisches Atompro-
gramm wieder aufgenommen habe, gäben sich die
USAbetont di plomatisch. Diese heuchlerische Haltung
zeige, dass der wahre Grundfür das Kriegsgebaren der
USA nicht i n der angeblichen Bedrohung durch Sad-
dam Hussei n zu suchen sei, sondern i n den beachtli-
chen Ölreserven Iraks. Ei nmal mehr werde deutlich,
"wie fatal unsere Abhängigkeit von den fossilen Ener-
giequellen ist und wie nöti g ei n Umdenken i n Sachen
Energiepolitikist."
Ebenfalls für ei ne diplomatische Lösung i m Irak−Kon-
flikt haben sich dieser Tage rund 100 Europaabgeord-
nete ausgesprochen: I n i hrem Aufruf fordern sie die
Aushandl ung ei nes gl obalen Friedensplans für den Na-
hen und Mittleren Osten und drängen auf ei ne Verstär-
kung der Rolle der UNO. Von Luxemburger Seite wird
der Appell neben dem Grünen Claude Turmes von Ex−
Außenminister Jacques F. Poos (LSAP) mitgetragen.

Europa braucht kein Atomrisiko
Der EU−Abgeordnete Claude Turmes widerspricht den
jüngsten Feststell ungen von EU−Energiekommissari n
Loyola De Palacio, Atomenergie sei unabdi ngbar für
die Energiezukunft der EU, i nsbesondere wegen der
hohen Abhängi gkeit von I mporten aus Drittländern.
Turmes sieht die Bedeutung der Atomenergie an der
Energieversorgung als total überschätzt. Weltweit wer-
den nicht ei nmal sechs Prozent der Energie i n Atom-
kraftwerken hergestellt, i n der EU si nd es knapp 15
Prozent. Auch wenn die Abhängi gkeit der EU von Ener-
giei mporten ei ne wichti ge Frage ist, etwa wenn die EU
mehr als die Hälfte i hrer Erdöli mporte aus der Golfre-
gi on beziehe, sei es unrealistisch zu meinen, man
könnte diese Abhängi gkeit durch ei nen Ausbau der
Atomkraft i n der EU abbauen. Nur ganze drei Prozent
des i n der EU verbrauchten Erdöls wird zur Strompro-
dukti on ei ngesetzt, während mehr als 70 Prozent des
Erdölverbrauchs i m Transportbereich entsteht. Die
restlichen 25 Prozent Erdöl werden zum Beheizen der
Häuser ei ngesetzt. "Statt i hr Amt zu missbrauchen, um
sich als Atomlobbyisti n zu betäti gen, täte die Kommis-
sari n besser daran, die richti gen Alternativen zur ho-
hen I mportabhängi gkeit von Erdöl zu fördern: ei ne
Neuorientierung der EU−Transportpolitik hi n zu mehr
öffentlichem Transport", meint Claude Turmes. Wenn
diese Politik noch kombi niert werde mit dem Ei nspa-
ren von Energie i m Hausbau und dem Ausbau der Er-
neuerbaren Energien, dann ni mmt die Abhängigkeit der
EU von Krisenregionen ab und die Umwelt wird ge-
schützt.

Regierung gegenüber Flüchtlingsrat
gesprächsbereit
"Das Recht auf Asyl ist ei ne wichti ge Sache", stellte
Justizmi nister Luc Frieden am vergangenen Mittwoch
während des Neujahrsempfangs i n sei nem Ministeri-
um fest und fügte hi nzu: "Es darf aber nicht miss-
braucht werden." Der CSV−Politiker unterstrich damit
sei ne harte Haltung i n der Diskussi on um die geplante
Abschiebung mehrerer hundert abgelehnter Asylbe-
werberI nnen. Der Luxemburger Fl üchtli ngsrat hatte
nach den ersten Abschiebungen Anfang November die
mangel nde Dial ogbereitschaft des Ministers beklagt
und ei ne Vermittl ungsperson der Regierung gefordert.
Die Asti demonstrierte am 6. Dezember vor dem Sitz
von Premierminister Jean−Claude Juncker, der darauf-
hi n ei n Gespräch i n Aussicht stellte. Nun ist ei ne weite-
re, für heute vorgesehene Demonstration abgesagt
worden, da ei ne Regierungsdelegation ei n Treffen mit
demFl üchtli ngsrat verei nbart hat. Das sollte kommen-
den Dienstag stattfi nden, ist aber nach den Worten des
Asti−Präsidenten Serge Koll welter auf den 27. Januar
verschoben worden.

KINDERARMUT

Armutistjung
Esist noch nichtlange her,
da galten ältere Frauen

sowie Dauerarbeitsloseals
die Gruppen, die am

stärkstenvon Armut bedroht
sind. Inzwischenverjüngt

sich das Gesicht der Armut.

wieSozialhilfe, Kindergeld, Woh-
nungsgeld etc. auf die Notlagen
vonFamilien mit Kindern. In die-
ser Studie wurden auch Zahlen
zu Luxemburg genannt (siehe
woxx Nr. 674): Dank Sozialleis-
tungen konnte die Armut bei
Kindern von 7,6 Prozent auf 2,5
Prozent gesenkt werden− einak-
zeptables Ergebnis. Deutschland
beispielsweise liegt mit 9,6 Pro-
zent Armut vor den Transfers
und 6,5 Prozent, nachdem die
Betroffenen die Leistungen er-
halten hatten, deutlich darüber.
Allerdings wurden die Zahleni m
Zeitraum 1994−97 erhoben, also
bevor die rotgrüne Regierungs-
koalition das Kindergeld aufge-
stockt hatte.

Armutist
multidi mensional
Doch Armut ist mehr als ein

geringes Einkommen. ExpertIn-
nenausaller Welt betoneninzwi-
schen, dass materielle Unterver-
sorgung nur ein Aspekt von Ar-
mut ist. Wer kein Geld hat, kann
auch in anderen Lebensberei-
chen keine großen Sprünge ma-
chen. Oft geht Einkommensar-
mut einher mit Unterversorgun-
genin puncto Wohnung, Bildung
oder Gesundheit.
Insbesondere die ersten bei-

den Di mensionen spielen auch
i m Großherzogtum eine Rolle.
Die Caritas hatte bereits i mver-
gangenen Frühjahr in einemAr-
beitspapier zum "Plan d'action
national contre la pauvreté et
l'exclusion sociale" den Faktor
Wohnungsnot hervorgehoben −
mit all den unterschiedlichen
Auswirkungen. Aufgrund der
enorm hohen Preise für Miet−
und Eigentumswohnungen kön-
nen sich viele Familien längst

keine Unterkunft in Luxemburg−
Stadt mehr leisten. Sie ziehen
daher aufs Land und müssenfür
den Weg zur Arbeit dann oft
schlechte Verkehrsanbindungen
in Kauf nehmen. Auch der Kauf
eines Autos schafft eher Proble-
me, als es löst: Abgesehen von
der Umweltbelastung etwa blei-
ben Kinder, deren Eltern beide
Geld verdienen müssen, durch
längere Fahrzeiten auch länger
ohne Betreuung.
Laut Caritas−Publikation tra-

gennebenJugendlichenunter 25
Jahren auch SchülerInnen und
StudentInnen auf Arbeitssuche
sowie allein Erziehende und Fa-
milien mit drei und mehr Kin-
dern ein hohes Risiko zu verar-
men. Eigentlich nichts Unge-
wöhnliches, denn fast in allen
europäischen Ländern gelten
diese Gruppenals besonders ge-
fährdet.
Erstaunlich aber ist dennoch,

dass die Autorin wenig Worte
über die Nationalität der Betrof-
fenen verliert. Dabei müsste
doch bekannt sein, dass Armut −
nicht nur von Kindern − meist
auchkulturelle Aspektehat. Eine
in Deutschland erhobene Studie
der Arbeiterwohlfahrt (AWO)
aus demJahr 2000 zur Kinderar-
mut bestätigt dies: Die Armuts-
quote von Kindern ohne deut-
schen Pass ist mit 40 Prozent
mehr als doppelt so hoch wie
bei den deutschen Kindern. Zu-
dembesteht laut AWOauch ein
Zusammenhang zwischen Ar-
mut, Nationalität undschlechter
Ausbildung. LehrerInnenundSo-
zialarbeiterInnen bestätigen
Ähnliches für Luxemburg− aller-
dings sind diese Beobachtungen
bislang nicht wissenschaftlich
belegt.

(ik) − Kinderarmut wirdin Lu-
xemburg mehr und mehr zum
Thema. Diese Vermutung je-
denfalls legen Veröffentlichun-
gen nahe, die i m vergangenen
Herbst/Winter hierzulande er-
schienen sind. "Regards sur la
pauvreté au Grand−Duché du
Luxembourg", so lautete der
Titel einer Publikation, welche
die Caritas bereits Anfang Okto-
ber vergangenen Jahres ver-
öffentlicht hat. Auf über 70 Sei-
ten hatte die Soziologin und
Mitarbeiterin der Caritas−Sek-
tion "Cohésion sociale/pau-
vreté", Nathalie Georges, wissen-
schaftliche Informationen und
Überlegungen rund ums Thema
Armut zusammengetragen. Un-
ter anderem stellte sie anhand
von Daten des "Centre d'étu-
des de populations, de pauvreté
et de politiques socio−écono-
miques" (CEPS/ INSTEAD) fest,
dass 1999 durchschnittlichrund
zwölf Prozent der luxemburgi-
schen Bevölkerung unter der
60−Prozentarmutsgrenze lebte,
Kinder und Jugendliche dabei
aber mit einer Armutsquote von
18 Prozent ein höheres Risikozu
verarmentragen.
Ende Dezember dann setzte

sich das CEPS/INSTEAD in Zu-
sammenarbeit mit der Universi-
tät Nancy2 mit der Kinderarmut
in der Europäischen Union aus-
einander. Die ForscherInnen in-
teressierte besonders die Wirk-
samkeit und Auswirkungen von
staatlichen Transferleistungen

aktuell2
drücken können, entpuppt sich
schnell als Luftnummer: EinTod-
kranker kann zwar darin − rein
theoretisch− eine aktive Sterbe-
hilfe verlangen, praktiziert wer-
den darf diese aber nicht, das
heißt: Das Individuumdarf zwar
seinen Wunsch nach Selbstbe-
sti mmungäußern, selbst besti m-
mendarf es aber nicht.
Dass es aber nicht nur umein

liberales Dilemmageht, sondern
um eine gesellschaftliche und
politischeFrage, dieinvieleneu-
ropäischen Ländern nochlängst
nicht geklärt ist, zeigt dasjüngs-
te Beispiel aus Frankreich. Dort
wandte sich Mitte Dezember ein
19−Jähriger, der nach einemAu-
tounfall völlig gelähmt ist, in ei-
nemoffenenBrief anStaatspräsi-
dent Jacques Chirac − mit der
Bitte sterben zu dürfen. Aktive
Sterbehilfe ist jedoch in Frank-
reich nicht erlaubt und gilt als
Mord, obwohl laut Umfragen 88
Prozent der Franzosen die Ster-
behilfe befürworten.
"So etwas kann man nicht in

ein Gesetz fassen", sagte der
französische Gesundheitsminis-
ter Jean−François Mattei kürz-
lich. Und der DP−Politiker Rip-
pinger meint, eine Straffreiheit
der Euthanasie sei laut Koali-
tionsvereinbarung nicht durch-
setzbar. Zudem könne er nicht
einem Gesetzesprojekt zusti m-
men, das vorsieht, dass eine
Kommission darüber entschei-
det, ob ÄrztInnenbei der Sterbe-
hilfegesetzeskonformhandeln.
Für Jean Huss, seit Jahren ve-

hementer Verfechter der aktiven
Sterbehilfe, ist das Thema noch
nicht vomTisch, erst recht nicht
i mnächsten Wahlkampf.


